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§ 121 UG Implementierungsschritte
 UG - Universitätsgesetz 2002

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 13.06.2024

1. (1)Die Bestimmungen des UOG 1993 und des KUOG sind an den Universitäten und an den Universitäten der

Künste bis 31. Dezember 2003 anzuwenden.

2. (2)Die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Bundesgesetzes im Amt befindlichen Rektorinnen und Rektoren,

Vizerektorinnen und Vizerektoren üben ihr Amt bis zur Funktionsübernahme des Rektorats nach diesem

Bundesgesetz aus.

3. (3)Der Gründungskonvent hat die Größe des Senats gemäß § 25 Abs. 2 festzulegen, eine provisorische Satzung

einschließlich einer Wahlordnung für den Senat zu beschließen und die erforderlichen weiteren Schritte der

Überleitung zu veranlassen, soweit hiefür gesetzlich keine anderen Maßnahmen vorgesehen sind. Die

Wahlordnung hat den Grundsätzen gemäß § 120 Abs. 6 zu entsprechen.

4. (4)Der Gründungskonvent hat die Größe des Universitätsrats mit fünf, sieben oder neun Mitgliedern festzulegen

und unverzüglich zwei, drei oder vier Mitglieder des Universitätsrats zu wählen. Kommt der Gründungskonvent

einer Universität bis 31. Jänner 2003 dieser Aufgabe nicht nach, bestellt die Bundesministerin oder der

Bundesminister auch die Mitglieder, die vom Gründungskonvent zu wählen gewesen wären.

5. (5)Die Bundesregierung hat bis 28. Februar 2003 auf Antrag der Bundesministerin oder des Bundesministers nach

Maßgabe des Abs. 4 zwei, drei oder vier Mitglieder für jeden Universitätsrat zu bestellen.

6. (6)Der Universitätsrat hat sich unverzüglich zu konstituieren und längstens bis 31. März 2003 das weitere Mitglied

(§ 21 Abs. 6 Z 3) zu wählen.

7. (7)Der Gründungskonvent hat unverzüglich die Wahl der Rektorin oder des Rektors auszuschreiben und einen

Vorschlag für die Wahl der Rektorin oder des Rektors zu erstellen. Die Wahl der Rektorin oder des Rektors durch

den Universitätsrat hat bis spätestens 30. Juni 2003 zu erfolgen.

8. (8)Die gewählten Rektorinnen oder Rektoren haben nach Anhörung des Gründungskonvents unverzüglich die

Zahl der Vizerektorinnen und Vizerektoren sowie deren Beschäftigungsausmaß festzulegen und einen

Wahlvorschlag vorzulegen. Die Wahl der Vizerektorinnen und Vizerektoren hat spätestens acht Wochen nach der

Rektorswahl stattzufinden.

9. (9)Die Mitglieder des Rektorats haben am 1. Oktober 2003 ihr Amt anzutreten.

10. (10)Das Rektorat hat unverzüglich einen provisorischen Organisationsplan zu erlassen und die provisorischen

Leiterinnen und Leiter der einzelnen Organisationseinheiten zu bestellen. Dieser provisorische Organisationsplan

ist mit dem Tag des vollen Wirksamwerdens dieses Bundesgesetzes an der Universität in Kraft zu setzen.

11. (11)Die Rektorin oder der Rektor hat unverzüglich die Wahlen für den Senat auszuschreiben und die Sitzung bis

zur Wahl der oder des Vorsitzenden zu leiten. Die Wahlen zum Senat haben bis 31. Oktober 2003, die

konstituierende Sitzung des Senats und die Wahl des Vorsitzenden bis 30. November 2003 stattzufinden.

12. (12)Die Geschäftsordnung des Rektorats ist bis 31. Oktober 2003 kundzumachen.

13. (13)Bis spätestens 31. Dezember 2003 ist dem Universitätsrat die endgültige Organisationsform der Universität

(Organisationsplan) und dem Senat der Vorschlag für die Satzung zur Beschlussfassung vorzulegen.

14. (14)Unverzüglich nach der Genehmigung des Organisationsplans sind die Leiterinnen und Leiter der
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Organisationseinheiten zu bestellen.

15. (15)Die gemäß UOG 1993 errichteten Universitätskliniken und Klinischen Institute der Medizinischen Fakultäten

bleiben bis zum Wirksamwerden eines neuen Organisationsplans der betreffenden Medizinischen Universität

bestehen und die bestellten Leiterinnen und Leiter im Amt. Diese Einrichtungen gelten ab 1. Jänner 2004 als

Organisationseinheiten des Klinischen Bereichs dieser Medizinischen Universität.

16. (16)Die Universität hat der Bundesministerin oder dem Bundesminister jeweils bis zum 30. April 2005, 2006 und

2007 zusätzlich zum Rechnungsabschluss einen Tätigkeitsbericht vorzulegen, der sich auf das gesamte

Leistungsspektrum der Universität zu beziehen hat.

17. (17)Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat im Einvernehmen mit der Bundesministerin oder dem

Bundesminister für Finanzen bis spätestens Ende des Jahres 2005 den für die erste

Leistungsvereinbarungsperiode zur Finanzierung der Universitäten zur Verfügung stehenden Gesamtbetrag

festzusetzen und darüber das Einvernehmen gemäß § 45 des Bundeshaushaltsgesetzes herzustellen. Die

Universität hat der Bundesministerin oder dem Bundesminister bis 30. April 2006 den Entwurf der ersten

Leistungsvereinbarung für die Jahre 2007 bis 2009 vorzulegen.

18. (18)Jede Universität hat bis zum Zeitpunkt des vollen Wirksamwerdens dieses Bundesgesetzes ein

Bestandsverzeichnis zu erstellen. Dieses Verzeichnis hat das bisher der Universität gewidmete bewegliche und

unbewegliche Vermögen, Verbindlichkeiten der Universität gegenüber Dritten, insbesondere aus

Kreditaufnahmen, sowie alle Bankkonten inklusive der Wertpapierbestände und die Drittmittel der Institute

(Kliniken) anzuführen. Diesem Verzeichnis ist auch eine Aufstellung des am Tag vor dem vollen Wirksamwerden

dieses Bundesgesetzes an der Universität beschäftigten Personals beizufügen.

19. (19)Die Bundesministerin oder der Bundesminister hat bis 30. September 2006 einen Bericht über die

Nachwuchsförderung und die Entwicklung der Personalstruktur der Universitäten vorzulegen.

20. (20)Der Gründungskonvent jeder Universität hat bis spätestens 31. Dezember 2002 eine Vertreterin oder einen

Vertreter in den Dachverband der Universitäten zu entsenden. Die Funktionsperiode dieser Vertreterin oder

dieses Vertreters endet mit der Entsendung einer neuen Vertreterin oder eines neuen Vertreters durch das

Rektorat der betreffenden Universität (§ 108 Abs. 2).

21. (21)Die Rektorin oder der Rektor der Universität Wien hat die konstituierende Sitzung des Dachverbandes der

Universitäten (§ 108) einzuberufen und diese Sitzung bis zur Wahl der oder des Vorsitzenden zu leiten.

22. (22)Erfolgen die zur Implementierung erforderlichen Schritte nicht rechtzeitig, können die notwendigen

Maßnahmen ohne Setzung einer Nachfrist durch die Bundesministerin oder den Bundesminister im Wege der

Ersatzvornahme vorgenommen werden.

23. (23)Legt eine Universität den Entwurf einer ersten Leistungsvereinbarung der Bundesministerin

1. (24)Die Fakultätsvertretungen gemäß § 15 des Hochschülerschaftsgesetzes 1998 an den Medizinischen Fakultäten

der Universitäten Wien, Graz und Innsbruck für die Studienrichtungen Medizin, Humanmedizin, Zahnmedizin und

das Doktoratsstudium der medizinischen Wissenschaft üben bezüglich der Vollziehung der Bestimmungen des

Universitätsgesetzes 2002 bis 31. Dezember 2003 auch die Funktion der Universitätsvertretungen der

Studierenden gemäß § 13 des Hochschülerschaftsgesetzes 1998 an den Medizinischen Universitäten Wien, Graz

und Innsbruck aus und gelten ab 1. Jänner 2004 als diese Universitätsvertretungen.

2. (25)Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes werden an den Universitäten mit 1. Jänner 2004 voll wirksam.

In Kraft seit 10.08.2002 bis 31.12.9999
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